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Beklagte und Revisionsklägerinn

Der 4„ Senat des Bundéssozialgerichts hat am 90 Januar 1969

durch

Senatspräsident P e n g u i t t ‚
Bundesrichter S c h“m i t t ‘ und

Bundesrichtcr Dr„ E c k e r

beschlossen;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Hessischen
Landessozialgerichts vom 140 Dezember 1967 wird als unzu—
lässig verworfen°

Kosten sind nicht zu erstatten°

G r ü n de 3_—'-pß—r'wm

Der in der Arbeiterrentenversicherung (ArV) versicherte

’K1äger war vom 26° Januar 1966 bis 17° Januar 1967 in

stationärer Heilbehandlung wegen aktiver Tuberkulosec Mür

dieSe Zeit gewährte ihm die beklagte Landesversicherungs-

anstalt Ubergangsgeld, das unter Berücksichtigung von drei

von ihm überwiegend unterhaltenen Familienangehörigen be—

rechnet wurde (% 1241 Abs„ 2 der Heichsversicherungsord—

nung —RVO—)° Seinen intrag, ihm einen Zuschlag für einen

weiteren Familienangehörigen — seine bei ihrer Mutter

lebende uneheliche Tochter Marie Luise Rehm — zu ge—
währen, lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 6c Dezem—
ber 1966 ab°
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Auf die Klage hin hat das Sozialgericht (SG) Gießen die

Beklagte am 12° Juni 1967 verurteilt, "an den Kläger Zu—

schlag zum Ubergangsgeld für einen weiteren Familienange—

hörigen ab September 1965 zu zahlen"„ Einen Antrag auf

Vorverlegung der Leistung von Januar 1966 auf September

1965 hatte der Kläger nicht gestellte '

Auf die — nicht zugelassene
— Berufung der Beklagten hin

hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) durch Urteil

vom 14„ Dezember 1967 die erstinstanzliche Entscheidung

insoweit aufgehoben, als die Beklagte zur Zahlung eines

Zuschlages zum Ubergangsgeld än den Kläger für die Zeit

vom September 1965 bis zum 250 Januar 1966 verurteilt wor—

den ist° Im übrigen hat es die Berufung der Beklagten als,
unzulässig verworfen°*Zur Begründung seiner Entscheidung

hat das LSG ausgeführt; Soweit die Berufung sich gegen
die Verurteilung zur Leistung vom 26° Januar 1966 an rich-

te, sei sie gemäß 5 146 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

nicht statthaft, weil sie Übergangsgeld für bereits ab—
gelaufene Zeiträume betreffe (vgl° BSG SozR Nr° 11 zu
8 146 SGG); sie sei insoweit auch nicht nach 5 150 Nr° 2

SGGstatthaft, weil zu diesem Teil des Leistungsanspruchs
ein Verfahrensmangel weder gerügt noch ersichtlich sei„ —
Bezüglich des davorliegenden, klar abtrennbaren Anspruchs

leide das erstinstanzliche Verfahren jedoch an einem we—

sentlichen, von der Beklagten vorschrift3mäßig gerügten
Verfahrensmangel„ Das SG habe durch die Zuerkennung einer

vom Kläger nicht beantragten Leistung 5 125 SGG verletzto

Insoweit sei die Berufung zulässig„ Hinsichtlich dieses
Teiles des Übergangsgeldes sei sie auch begründet; denn

'der Kläger habe sich vor dem 26° Januar 1966 nicht in
der Bundesrepublik, sondern in Mitteldeutschlend aufge-

halten (5 1244 a Abs° 9 RVO)O

Die Beklagte hat Revision eingelegt und zur Begründung des

Rechtsmittels gerügt, das LSG hätte sich nicht auf eine

sachliche Nachprüfung nur eines Teiles der erstinstanz—
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lichen Entscheidung beschränken dürfen, sondern die Be—

rufung im ganzen als zulässig ansehen müssenc_

Die Beklagte beantragt‚'

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Klage abzuweisen° ’

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht durch einen vor
dem Bundessozialgericht (BSG) zugelassenen Prozeßbevoll»

mächtigtcn vertretene

Da das LSG die Revision nicht nach 5 162 Abso 1 Nr° 1 SGG
zugelassen hat, könnte sie nach Lage der Sache nur dann

statthaft sein, wenn ein wesentlicher Mangel im Berufungs—

verfahrcn gerügt wäre und vorläge (% 162 Abso 1 Nr„ 2 SGG;

BSG l, 150, 254-)() Das Verfahren des LSG leidet jedoch '

nicht an dem von der Beklagten gerügten Mangel; die Beru—

fung ist im Ergebnis zutreffend insoweit als unzulässig ver»
worfen worden, als sie Übergangsgeld für die Zeit vom '

260 Januar 1966 bis 17„ Januar 1967 betrafo

Nach 5 146 SGG ist in Angelegenheiten der Bentenversicherung
die Berufung ausgeschlossen? soweit sie ugao nur die Rente

für bereits abgelaufene Zeiträume betrifft„ Dasselbe gilt°

wie das BSG durch Urteil vom 27; September 1965 entßchieden

hat (SozR Nr„ 11 zu S 146 SGG), wenn um Übergangsgeld für
bereits abgelaufene Zeiträume gestritten wird„ Ein solcher

Fall liegt — dies ist unter den Beteiligten nicht streitig „
hier vor; denn zur Zeit der Berufungseinlegung war die Be—

zugszeit des dem Kläger zugesProchenen Übergangsgeldcs ab—

gelaufeno

Ungeachtet dieses Ausschlußgrundes könnte die Berufung je—

doch nach 5 150 Nro 2 SGG wegen eines Von der Beklagten ge—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

rügten wesentlichen Mangels im erstinstenzlichen Verfahren
statthaft gewesen sein° Einen solchen Verfahrensmangel hat

das LSG mit Recht — dies ist auch die Meinung der Beteilig-

ten — darin gesehen, daß das SG unter Verletzung des S 125

SGG dem Kläger mehr zugesprochen hat, als er beansprucht

hatte‚ nämlich Übergangsgeld für die Zeit bereits vor Be—

ginn der stationären Heilbehandlunga Wenn ein wesentlicher

Verfahrensmengel gerügt wird — und vorliegt —‚ ist die Be-

rufung in der Regel in vollem Umfang statthafto Eine Ein—

schränkung ergibt sich jedoch aus der Rechtsprechung des

BSG zur Zulässigkeit eines Rechtsmittels bei mehreren selb—

ständigen fnsprüehen° In solchen Fällen ist die Zulässigkeit

— also auch die Statthaftigkeit — des Rechtsmittels für je—

den Anspruch gesondert zu prüfen (BSG 7, 55, 59; 8, 228,

251; für den Fall einer subjektiven_Klagenhäufüng BSG 10,

264, 266)° Bei einem nicht zugelassenen Rechtsmittel kann
hiernach die Rüge eines wesentlichen Verfahrensmengels,

der nur einen von mehreren selbständigen Ansprüchen be—
trifft, für sich allein nicht die höhere Instanz auch für

andere Ansprüche zugänglich machen„ Anders ausgedrückt be—

deutet dies, daß ein Streit um einen selbständigen Anspruch

nicht schon deshalb berufungsfähig wird, weil dem Erstge—

richt ein wesentlicher Verfahrensmangel unterlaufen ist,

der ausschließlich einen anderen Anspruch betrifft oder
sonstwie einer verfahrensrschtlichen Beziehung zu jenem

selbständigen Anspruch entbehrto Ein solcher Fall ist

hier gegeben, Der wesentliche Verfahrensmangel des SG —

— der Verstoß gegen 5 125 SGG — betrifft nicht den vom
Kläger erhobenen prozessualen Anspruch, sondern liegt

außerhalb seines Bereichs° Er war deshalb nicht geeignet,

in Durchbrechung des Berufungsausschlusses des 5 146 SGG

zu einer abermaligen sachlich—rechtlichen Prüfung des
Klagebegehrens zu führen° ‘

Die somit nicht statthefte Revision der Beklagten ist

als unzulässig zu verwerfen (% 169 SGG)°
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Da der Kläger im Revisionsverfahren nicht vertreten ist‚

hat der Senat davon abgesehen? die Beklagte zur Erstattung

von Kosten zu verpflichten (@ 195 SGG)°
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